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§ 100. (1) Das Pfandrecht an einem versicherten Gebäude erstreckt sich auch auf die 
Entschädigungsforderung gegen den Versicherer. Das Pfandrecht an der Entschädigungsforderung 
erlischt, wenn das versicherte Gebäude wiederhergestellt oder dafür Ersatz beschafft ist. Der Versicherer 
kann die Entschädigungssumme mit Wirkung gegen den Pfandgläubiger an den Versicherungsnehmer 
erst dann zahlen, wenn er oder der Versicherungsnehmer den Eintritt des Schadens dem Pfandgläubiger 
angezeigt hat und seit dem Empfang der Anzeige ein Monat verstrichen ist. Der Pfandgläubiger kann bis 
zum Ablauf der Frist dem Versicherer gegenüber der Zahlung widersprechen. Die Anzeige darf 
unterbleiben, wenn sie untunlich ist; in diesem Fall wird der Monat von dem Zeitpunkt an gerechnet, in 
welchem die Entschädigungssumme fällig wird. Erhebt der Pfandgläubiger rechtzeitig Widerspruch, so ist 
der Versicherer befugt, den Entschädigungsbetrag bei dem Bezirksgericht, in dessen Sprengel das 
versicherte Gebäude gelegen ist, zu hinterlegen. Das Gericht hat mit der Verteilung des hinterlegten 
Entschädigungsbetrages auf Antrag und unter entsprechender Anwendung der Vorschriften der 
Exekutionsordnung über die Verteilung des bei der Zwangsversteigerung von Liegenschaften erzielten 
Meistbotes vorzugehen, wobei dem Versicherungsnehmer die Stellung des Verpflichteten zukommt. 

(2) Hat der Hypothekargläubiger seine Hypothek dem Versicherer angemeldet, so kann der 
Versicherer mit Wirkung gegen den Hypothekargläubiger an den Versicherungsnehmer nur dann zahlen, 
wenn der Hypothekargläubiger der Zahlung schriftlich zugestimmt hat. Hat im Falle des § 97 der 
Hypothekargläubiger seine Hypothek dem Versicherer angemeldet, so ist eine Zahlung, die ohne die 
Sicherung der bestimmungsgemäßen Verwendung des Geldes geleistet wird, dem Hypothekargläubiger 
gegenüber nur dann wirksam, wenn dieser schriftlich der Zahlung zugestimmt hat. 

(3) Abs. 1 und 2 gelten sinngemäß für ein nach den Vorschriften der Exekutionsordnung erworbenes 
Befriedigungsrecht und für das Fruchtnießungsrecht an einem versicherten Gebäude. 
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